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Vorblatt 


Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
für eine Verordnung des Rates zur Festsetzung von Normen für 
die äußere Beschaffenheit von forstlichem Vermehrungsgut 

(Bericht des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Die Gütebeurteilung der äußeren Beschaffenheit von forst- 
lichem Vermehrungsgut wurde bisher nach subjektiven und 
unklaren Wertvorstellungen vorgenommen. Es ist notwendig, 
die Gütebeurteilung auf eine objektive Grundlage zu stellen 
und einen neuen Maßstab für die Vereinheitlichung der Quali- 
tätsansprüche zu schaffen. Für diese Qualitätsbeurteilung ist 
die Aufstellung von Normen, insbesondere beim zwischen- 
staatlichen Handel innerhalb der Gemeinschaft notwendig. 


B. Lösung 

— Die EG-Kommission will die Normen für die äußere Be- 
schaffenheit von forstlichem Vermehrungsgut mit Hilfe einer 
Verordnung festsetzen. 

— Ausschuß hält eine Richtlinie, durch die eine Koordinierung 
in den Mitgliedstaaten erreicht werden kann, für aus- 
reichend. Der Kontrollaufwand soll so eingeengt werden, 
daß keine Verteuerung des Pflanzengutes eintritt, am besten 
freiwillige Handelsklassen. 


C. Alternativen 

Wurden nicht erörtert. 


D, Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der EG für eine Verord- 
nung des Rates zur Festsetzung von Normen für die äußere 
Beschaffenheit von forstlichem Vermehrungsgut 

— Drucksache V/4061 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reinhard 


Der vorliegende Verordnungsvorschlag wurde mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten vom 10. April 1969 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen. 

Bei Beratung des Kommissionsvorsdilages am 
11. Dezember 1969 nahm der Ausschuß zur Kenntnis, 
daß die Verordnung gemeinschaftliche Regeln für 
die äußere Beschaffenheit von forstlichem Vermeh- 
rungsgut festgelegt, das innerhalb der Gemeinschaft 
gewerbsmäßig in Verkehr gebradit werden soll. Das 
Vermehrungsgut im einzelnen aufgezählter Baum- 
arten, die vornehmlich bei der zur Holzerzeugung 
bestimmten Aufforstung verwendet werden, darf 
danach nur vertrieben werden, wenn es bestimmten 
Anforderungen entspricht. Die Anforderungen, de- 
nen Früchte und Samen, Pflanzenteile sowie Pflan- 
zengut genügen müssen, ergeben sich aus den An- 
lagen der Verordnung. Die Mitgliedstaaten können 
jedodi nadi dem in Artikel 14 vorgesehenen Aus- 
sdiußverfahren ermächtigt werden, die Regelung 
auch auf andere Baumarten auszudehnen, die in 
ihrem Gebiet von besonderer Bedeutung sind. Um 
den Verkehr zu erleichtern und den bestehenden 
Handelsgebräuchen Rechnung zu tragen, können 
die Mitgliedstaaten nach dem vorgenannten Aus- 
schußverfahren ferner ermächtigt werden, im Rah- 


men der EWG-Mindestvorschriften eine eigene na- 
tionale Sortierung einzuführen. 

Der Aussdiuß stellte bei seinen Beratungen fest, 
daß die Verordnung im Hinblick auf das zu starre 
System umstritten ist. So bestehen auch unter- 
schiedliche Auffassungen der süddeutsdien und 
norddeutschen Fachverbände über die Vorlage. Der 
Ausschuß bat die Bundesregierung, bei ihren Ver- 
handlungen darauf hinzuwirken, daß die Bestim- 
mungen so gestaltet werden, daß sie einfacher und 
flexibler gehandhabt werden können. Am besten 
wäre es, von einer gesetzlichen Regelung Abstand 
zu nehmen und sich mit einer freiwilligen Regelung 
zufrieden zu geben. Die in der Verordnung gefor- 
derte normierte Qualitätskontrolle darf keine Nach- 
teile für Waldbesitzer und Landesforstverwaltun- 
gen nach sich ziehen und darf zu keiner Verteue- 
rung des Pflanzgutes führen, was durch übertrie- 
benen Kontrollaufwand usw. gesdiehen könnte. Der 
Ausschuß schloß sich dem größten Teil der Vor- 
schläge des Bundesrates (s. Ausschuß-Antrag) an, im 
besonderen, die Bundesregierung zu ersuchen, auf 
eine Richtlinie und nicht auf eine Verordnung hinzu- 
wirken. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, 
dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Dr, Reinhard 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der EG — Druck- 
sache V/4061 — zur Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei ihren Ver- 
handlungen darauf hinzuwirken, daß 

a) die vorgesehene Regelung als Richlinie nach 
Artikel 43 und Artikel 100 EWGV erlassen 
wird; 

b) die in Artikel 7 des Vorschlages vorgesehe- 
nen Änderungen der vom Rat erlassenen 
Qualitätsnormen dem Rat Vorbehalten blei- 
ben; 

c) in Artikel 15 das Wort „ahnden“ durch das 
Wort „verhindern" ersetzt wird; 

d) für forstliches Vermehrungsgut, das inner- 
halb der Mitgliedstaaten gewerbsmäßig in 
den Verkehr kommt, auf die Festsetzung ge- 
setzlicher Normen für die äußere Beschaffen- 
heit verzichtet wird. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 
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